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Einleitung 

Tertiärisierung, Globalisierung, Technologisierung, demographischer Wandel und internatio-
nale Migrationen führen zu Veränderungen in zahlreichen Lebensbereichen: es eröffnen sich 
neue Märkte, der technologische Fortschritt schreitet mit immer größerer Geschwindigkeit 
voran, die Verwertbarkeit der Erstausbildung nimmt ab, Aus- und Weiterbildung im Lebens-
zyklus werden immer wichtiger und die Zusammensetzung des Arbeitskräfteangebots wird 
durch ein Altern der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter und durch den Zustrom von Frauen 
und ausländischen Arbeitskräften auf den Arbeitsmarkt immer komplexer1). Gleichzeitig 
kommt es zu Änderungen in den Lebensgewohnheiten und zum Aufbrechen traditioneller 
Familienformen. Die Konsequenz aus all diesen Faktoren ist, dass sich Arbeitsorganisation und 
Arbeitsbeziehungen in den verschiedenen Arbeits- und Lebenslagen neu ausrichten werden 
(Kastner, 2004).  

Flexibilität am Arbeitsmarkt als Ausdruck von Anpassungsfähigkeit 

Globalisierung und technologischer Wandel sind auch die treibenden Kräfte, weshalb sich 
künftig die Art der Nachfrage nach Arbeitskräften nachhaltig wandeln wird. Sie wird maß-
geblich von den Gütern und Dienstleistungen bestimmt werden, die durch fallende Handels-
barrieren und steigenden internationalen Wettbewerb durch ausländische Güter und Dienst-
leistungen in einer Ökonomie erzeugt werden. Daneben werden alternde Gesellschaften und 
neue Familienformen die Organisation der Arbeit und die Arbeitnehmer-Arbeitgeberbezie-
hungen längerfristig beeinflussen. An die Stelle traditioneller Beschäftigungsformen oder 
Standardbeschäftigungsformen werden zusehends neue nicht-standardisierte Beschäfti-
gungsformen treten, d. h. Beschäftigungsformen, die nicht dem Normalarbeitsverhältnis in 
Form von abhängiger, unbefristeter, arbeits- und sozialrechtlich abgesicherter Vollzeitbe-
schäftigung entsprechen. In welchem Maße es tatsächlich zum Aufbrechen von Normalar-
beitszeitverhältnissen kommen wird, wird allerdings weitestgehend von den institutionellen 
Rahmenbedingungen abhängen (Bock-Schappelwein — Huemer, 2005). Das daraus resul-
tierende Ausmaß der Anpassungsfähigkeit des Arbeitsmarktes und der AkteurInnen an die 
geänderten wirtschaftlichen, sozialen und demographischen Rahmenbedingungen ist Aus-
druck einer dementsprechend vielfältigen Flexibilität (Wegscheider, 2005). Sie reicht von der 
mikroökonomischen bis hin zur makroökonomischen Arbeitsmarktflexibilität und zeichnet sich 
durch  

• Numerische Flexibilität,  

• Funktionale Flexibilität, 

• Interne Flexibilität und  

• Lohnflexibilität2)  

                                                      
1)  Ein Literaturüberblick zur Zukunft der Arbeit findet sich in Bock-Schappelwein — Huemer (2005). 
2)  Keller — Seifert (2002) geben einen umfassenden Überblick über unterschiedlichen Varianten von Flexibilisierung. 
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sowie Diversität, Komplexität und neue Entscheidungsmechanismen auf Unternehmensebene 
aus. Sie dokumentiert die steigende Komplexität der Interaktion zwischen Angebot an und 
Nachfrage nach Arbeitskräften. 

Die numerische oder quantitative Flexibilität steht für variable Arbeits- und Betriebszeiten bei 
konstanten Beschäftigtenzahlen (interne numerische Flexibilität), sowie für eine zahlenmäßige 
Anpassung der Beschäftigtenzahlen — "hire and fire" (externe numerische Flexibilität).  

Die funktionale oder qualitative Flexibilität umfasst den flexiblen Personaleinsatz in Unterneh-
men; die Anpassungsfähigkeit der Arbeitskräfte wird wesentlich über die Breite und Verwert-
barkeit der Ausbildung bestimmt. 

Die interne Flexibilität beinhaltet das Aufbrechen hierarchischer Strukturen (Pöschl, 2003, Sen-
net, 2002) und die Lohnflexibilität erfolgsabhängige Bezahlung (Wilthagen et al., 2003) und 
unterschiedliche Lohnstrukturen nach Branchen.  

Durch die zunehmende Dezentralisierung wird es zu einem Abtreten von Verantwortlichkeiten 
kommen, weshalb hierarchisch ausgerichtete Managementstrukturen gegen flache ersetzt 
werden; dementsprechend wird Teamarbeit und "job rotation" noch stärker forciert werden 
(funktionale Flexibilität). Künftig werden qualifizierte Arbeitskräfte verstärkt Projekt bezogen in 
Teams zusammenarbeiten und neben dem "Kernjob" zusätzliche Beratungs- oder Manage-
menttätigkeiten ausüben (Lindbeck − Snower, 1999). Wenn sie in einer so genannten post-
tayloristischen Organisationsform arbeiten, in der interne numerische und funktionale Flexibili-
tät miteinander verknüpft werden, wirkt sich dies in einer steigenden Arbeitsplatzsicherheit 
aus, da sie infolge von Teambildung und Multifunktionalität unterschiedliche Aufgaben über-
nehmen können. Dagegen werden Auftragsschwankungen in einer tayloristischen Organisa-
tionsform mittels Auf- und Abbau von Randbelegschaften organisiert (externe numerische 
Flexibilität), die funktionale Flexibilität übernimmt ein kleiner Kern von Stammbeschäftigten 
(Bosch, 2001). 

Neue Organisationsformen von Arbeitsbeziehungen wie Netzwerke oder Netzwerkökonomien 
(Marsden, 2004) werden an die Stelle hierarchischer Strukturen und interner Arbeitsmärkte tre-
ten, Standardbeschäftigungsformen werden weiter an Bedeutung verlieren. Für die Qualifika-
tion der Arbeitskräfte bedeutet dies, dass vonseiten der Unternehmen nicht mehr nur formale 
Qualifikationen nachgefragt werden, sondern auch nicht-formale, informelle und soziale 
Kompetenzen verstärkt an Bedeutung gewinnen. Die Verwertbarkeit der Erstausbildung geht 
zurück und gleichzeitig steigt die Bedeutung des Lernens im Erwerbs- und Lebenszyklus. Le-
benslanges Lernen als Strategie wird unumgänglich. 

Pollan (1980, 1990) zufolge begünstigt die Ausweitung des Arbeitskräfteangebots, insbeson-
dere über ausländische Arbeitskräfte und Frauen, gemeinsam mit hoher Beschäftigungsfluk-
tuation die Lohnflexibilität. Sie dürfte daher eher in Niedriglohnbranchen mit hoher Beschäfti-
gungsfluktuation als in Branchen mit geringerer Beschäftigungsvariabilität tragend werden.  

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, in welchem Ausmaß und unter welchen institutio-
nellen Rahmenbedingungen (Beynon et al., 2002, Bosch, 2002, Greifenstein, 2000) die unter-
schiedlichsten Flexibilisierungsinstrumente zur Erhöhung der Effizienz des Arbeitsmarktes tat-
sächlich zur Anwendung kommen werden, insbesondere welchen Stellenwert die Gewerk-
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schaften als Vertreter von ArbeitnehmerInneninteressen einnehmen werden (Biffl – Isaac, 
2002, Greifenstein, 2000). 

Soziale Absicherung als Spiegelbild von Wertesystemen 

Die zunehmende Internationalisierung der Wirtschaft, Destandardisierung von Beschäfti-
gungsformen, EU-Integration und das Aufbrechen traditioneller Familienstrukturen wirken sich 
zusehends auf die Interaktion zwischen (Arbeits-)markt, Staat und Familie aus. Obwohl sich die 
Wettbewerbsbedingungen am Arbeitsmarkt verändern, verfügt die Mehrheit der Arbeitskräfte 
weiterhin über eine Vollzeitbeschäftigung und soziale Absicherung. Gleichwohl werden der 
Staat, aber auch die Familie, durch den Vormarsch neuer Beschäftigungsformen und das 
damit verbundene Ausmaß sozialer Absicherung vor eine neue Herausforderung gestellt.  

Die Systeme der sozialen Absicherung in Europa erscheinen auf den ersten Blick sehr unter-
schiedlich, da sich politische und institutionelle Schwerpunktsetzungen aus einem historischen 
Entwicklungsprozess ergeben, der sich von Land zu Land unterscheidet. Es ist möglich, Grup-
pen von Ländern zu identifizieren, die gewisse Ähnlichkeiten in der Organisation des Sozial-
schutzes aufweisen. Die Literatur hebt vier verschiedene Grundmuster von europäischen 
Wohlfahrtsmodellen hervor (Esping-Andersen et al., 2001; Esping-Anderson, 1990; Scharpf, 
2000; Europäische Kommission, 2001)3): 

1. Angelsächsisches Modell (Vertreter: IE, UK), 

2. Kontinentaleuropäisches Modell (Vertreter: AT, BE, DE, FR, LU, NL), 

3. Skandinavisches Modell (Vertreter: DK, FI, SE), 

4. Südeuropäisches Modell (Vertreter: ES, GR, IT, PT)4). 

Im Vereinigten Königreich als Vertreter des angelsächsischen Modells wurde nach dem 
2. Weltkrieg ein Wohlfahrtsystem entwickelt, das im wesentlichen vom Staat verwaltet und 
über Steuern finanziert wird, wobei Sozialversicherungsbeiträge eine wichtige Rolle bei der Fi-
nanzierung von Geldleistungen spielen. Die Sozialhilfe als System der Volksversicherung ge-
währt bedürftigkeitsabhängige 'welfare payments', die nicht an eine vorhergehende Be-
schäftigung gebunden sind. In den letzten Jahren wurde verstärkt die Beschäftigung im Nied-
riglohnsektor gefördert. 

Die Beneluxstaaten, Österreich, Deutschland und Frankreich als Vertreter des kontinentaleu-
ropäischen Modells wählten ein Sozialversicherungsmodell, das sich an der Erwerbsarbeit 
ausrichtet und um ein familienbezogenes Abgaben- bzw. Beihilfensystem ergänzt wurde 
(Grundzüge des Bismarck-Systems). Nur in den Niederlanden wich man von dieser Tradition 
ab, indem man einige universelle Versorgungselemente ähnlich dem skandinavischen Modell 
einführte. Die Finanzierbarkeit des kontinentaleuropäischen Modells, das primär auf Beiträgen 
von Versicherten aufbaut, hängt sehr vom Beschäftigungsausmaß der Bevölkerung ab.  

                                                      
3)  Näheres zu den institutionellen Rahmenbedingungen an der Schnittstelle zwischen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik in 
der EU findet sich in Biffl – Bock-Schappelwein (2003). 
4)  AT ... Österreich, BE ... Belgien, DE ... Deutschland, DK ... Dänemark, ES ... Spanien, FI ... Finnland, FR ... Frankreich, 
GR ... Griechenland, IE ... Irland, IT ... Italien, LU ... Luxemburg, NL ... Niederlande, PT ... Portugal, SE ... Schweden, 
UK ... Vereinigtes Königreich. 
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In Dänemark, Finnland und Schweden als Vertreter des skandinavischen Modells zielt der So-
zialschutz, der rechtlich mittels Grundsicherung geregelt wird, in erster Linie auf das Indivi-
duum ab. Erwerbstätige Personen erhalten aufgrund ihrer Pflichtversicherung den Anspruch 
auf zusätzliche — über die Grundsicherung hinausgehende — Leistungen. Neben den ein-
kommensbezogenen Leistungen bieten die skandinavischen Länder öffentliche Dienstleistun-
gen an. Die Arbeitslosenversicherung wird direkt über die Gewerkschaften organisiert. 

In Portugal, Spanien, Italien und Griechenland ist die soziale Absicherung nicht einheitlich 
geregelt. Nichtsdestotrotz verfügen auch diese Staaten über Gemeinsamkeiten, die sie von 
den anderen Modellen unterscheiden. Auf dem Gebiet der Einkommenssicherung folgen sie 
der Tradition des kontinentaleuropäischen Sozialversicherungsmodells. Das institutionelle Si-
cherheitsnetz ist allerdings entgegen dem kontinentaleuropäischen System nur schwach ent-
wickelt. Dafür spielt die Familie als soziales Auffanglager eine gewichtige Rolle (Europäische 
Kommission, 2001). 

Die neuen Mitgliedsstaaten können schon aufgrund ihrer geographischen Lage in kein ein-
heitliches fünftes europäisches Wohlfahrtsmodell zusammengefasst werden5). 

Die vielschichtigen Regelungen in den vier europäischen Wohlfahrtsmodellen hinsichtlich des 
Zugangs und der Höhe und Struktur von Sozialleistungen (Geld- versus Sachleistungen) sind 
Abbild ihrer institutionellen und demographischen Strukturmerkmale, wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen und geschichtlichen Entwicklung. Dänemark und Schweden weisen nicht 
nur die höchsten Sozialschutzausgaben gemessen am BIP auf, sondern verfügen auch auf-
grund ihres umfassenden Angebots öffentlicher Dienstleistungen, insbesondere durch die 
Bereitstellung und Übernahme von klassischen Familienleistungen durch den Staat, über ei-
nen verhältnismäßig hohen Anteil von Sachleistungen. Die ungleiche Positionierung der 
Wohlfahrtssysteme spiegelt sich auch in den Finanzierungsmechanismen, d. h. in der relativen 
Bedeutung von Steuern, Beiträgen und Gebühren zur Finanzierung des Sozialschutzes. Wäh-
rend die kontinentaleuropäischen Staaten eher auf die beitragsfinanzierte Komponente set-
zen, kommt in den skandinavischen Staaten die steuerfinanzierte Komponente stärker zum 
Tragen (Abbildungen 1, 2, 3).  

Neben dem Sozialschutz ist die arbeitsmarktspezifische Positionierung in den Mitgliedsstaaten 
sehr differenziert. Sie drückt sich erstens im Grad der Integration der Bevölkerung im erwerbs-
fähigen Alter in den Erwerbsprozess aus. Dahinter stehen Anreizsysteme, klassische Familien-
leistungen am privaten oder öffentlichen Markt anzubieten, Mechanismen, ältere Personen 
länger im Erwerbszyklus zu halten und sozial ausgegrenzte Personen wieder in den Erwerbs-
prozess zu integrieren sowie Maßnahmen und Regelungen der Beschäftigungspolitik (aktive 
Arbeitsmarktpolitik).  

Zweitens spielen die unterschiedlichen Flexibilisierungsinstrumente, die sich an die neuen wirt-
schaftlichen, sozialen und demographischen Rahmenbedingungen anpassen, eine wesentli-

                                                      
5)  GVG, 2002, Study on the Social Protection Systems in the 13 Applicant Countries, Synthesis Report 
http://europa.eu.int/comm/employment_social/news/2003/jan/report_05_en.pdf. Zudem findet sich ein Überblick 
über die Sozialschutzsysteme in den neuen EU-Mitgliedsstaaten unter 
http://europa.eu.int/comm/employment_social/social_protection/index_de.htm. 
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che Rolle, insbesondere die Arbeitnehmer–Arbeitgeber–Beziehungen (Kündigungsschutz-, 
Mindestlohn- und Kollektivvertragsregelungen).  

Gleichzeitig mit der zunehmenden Flexibilisierung gewinnt drittens die Organisation der Ab-
deckung sozialer Risiken an Bedeutung; die soziale Absicherung bei Arbeitslosigkeit (Höhe der 
Lohnersatzraten, Anspruchsvoraussetzung, Anspruchsdauer) wird zunehmend wichtiger. Flexi-
curity, als Ausdruck des Zusammenwirkens von Flexibilisierung und sozialer Absicherung rückt 
damit in den Vordergrund der politischen Betrachtung. 

Abbildung 1: Sozialschutzausgaben der europäischen Wohlfahrtsmodelle (in % des BIP, 
aufgeschlüsselt nach Geld- und Sachleistungen) 
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Abbildung 2: Sozialschutzausgaben der europäischen Wohlfahrtsmodelle (in % des BIP, 
aufgeschlüsselt nach Geld- und Sachleistungen): Arbeitslosigkeit 
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Abbildung 3: Einnahmenstruktur des Sozialschutzes (Aufteilung nach beitrags-
finanzierten/steuerfinanzierten Komponenten) 
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Flexicurity: Kombination von Flexibilität und sozialer Absicherung 

Die Flexibilisierung brachte bereits neue Arbeitsformen, darunter prekäre Beschäftigungsfor-
men, die häufig mit vergleichsweise geringer sozialer Absicherung und niedrigen Löhnen ver-
bunden sind. Wenn diese flexiblen Beschäftigungsformen keine Brücke6) in reguläre Beschäfti-
gung darstellen7), steigt die Wahrscheinlichkeit sozialer Ausgrenzung, insbesondere für soziale 
Randgruppen.  

Deshalb gewinnt das Arbeitsmarktkonzept von flexicurity8), d. h. die Verknüpfung von mehr 
Flexibilität — am Arbeitsmarkt, in der Organisation von Arbeit und von Arbeitskräften — und 
sozialer Absicherung seit einigen Jahren zunehmend an Bedeutung (Wilthagen — Tros, 
2004)9). Ähnlich den unterschiedlichen Facetten von Flexibilisierung reicht das Spektrum des 
Sozialschutzes von (Bredgaard et al., 2005): 

• Arbeitsplatzsicherheit, 

                                                      
6)  Eine Brückenfunktion können nach Keller — Seifert (2002) beispielsweise Lohnkostensubventionen, 
Kombilohnmodelle, überbetriebliche Arbeitskräftepools, Job ratation, sabbaticals und Arbeitszeitkonten einnehmen. 
7)  Näheres zu Übergangsarbeitsmärkten findet sich in Schmid (2002); ein Literaturüberblick über 
Übergangsarbeitsmärkte in Keller — Seifert (2002). 
8)  In der Literatur gibt es zumindest drei unterschiedliche, wenn auch miteinander verschränkte, Interpretationen von 
flexicurity: flexicurity als Arbeitsmarktkonzept, flexicurity als Politikstrategie und flexicurity als analytisches Konzept 
(Bredgaard et al., 2005).  
9)  „Flexicurity is (1) a degree of job, employment, income and ‘combination’ security that facilitates the labour 
market careers and biographies of workers with a relatively weak position and allows for enduring and high quality 
labour market participation and social inclusion, while at the same time providing (2) a degree of numerical (both 
external and internal), functional and wage flexibility that allows for labour markets’ (and individual companies’) 
timely and adequate adjustment to changing conditions in order to enhance competitiveness and productivity“ 
(Wilthagen –Tros, 2004). 
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• Beschäftigungssicherheit, 

• Einkommenssicherheit bis hin zu  

• Sozialer Balance zwischen Arbeits- und Privatleben. 

Die Arbeitsplatzsicherheit steht für den Schutz, einen Job zu behalten — meistens ausgedrückt 
in Kündigungsschutzregelungen und ersichtlich am durchschnittlichen Verbleib in einem Un-
ternehmen. Sie steht damit in einem engen Zusammenhang mit der Arbeitsplatzzufriedenheit 
und Arbeitsplatzqualität (Auer, 2005). Die Beschäftigungssicherheit oder der Erhalt der Be-
schäftigungsfähigkeit fasst die soziale Absicherung etwas breiter — hier geht es um die Rah-
menbedingungen, die notwendig sind, um am Arbeitsmarkt zu verbleiben. Sie wird maßgeb-
lich durch die allgemeine Beschäftigungssituation, die aktive Arbeitsmarktpolitik und das Aus- 
und Weiterbildungssystem bestimmt. Die Einkommenssicherheit umfasst indessen das Ausmaß 
sozialer Absicherung „außerhalb“ des Arbeitsmarktes. Sie wird im Falle von Arbeitslosigkeit, 
Krankheit und Erwerbsunfähigkeit tragend und zeichnet sich durch die Ausgestaltung öffentli-
cher Einkommenstransfersysteme und die Höhe von Geldleistungen aus. Die soziale Absiche-
rung an der Schnittstelle zwischen Arbeits- und Privatleben, d. h. zwischen bezahlter Arbeit 
und Pensions- und Familienleistungen sowie sozialen Pflichten und Verantwortungen, steht für 
das Ausmaß an Sozialschutz im Falle von Pension, Karenz und Freiwilligenarbeit (Wilthagen et 
al., 2003).  

Zukünftig werden Arbeitskräfte vor dem Hintergrund sich abwechselnder Phasen von Beschäf-
tigung (Vollzeit-, Teilzeitbeschäftigung, Selbständigkeit, befristete Beschäftigung, prekäre Be-
schäftigung), Arbeitslosigkeit, beruflicher Weiterbildung, Umschulung und Familie (Schmid, 
2002) eine Balance zwischen Arbeit und Privatleben finden müssen (Abbildung 4). Dafür 
ausschlaggebend wird das Zusammenwirken von Flexibilität und sozialer Absicherung sein, 
insbesondere in welchem Maße das System der sozialen Absicherung auf die Nachfrage 
nach steigender Flexibilität und die damit verbundenen verschiedenen Nuancen von 
Flexibilität vorbereitet sein wird. Die soziale Absicherung von Beschäftigung dürfte künftig als 
Folge der Flexibilisierung weniger auf die Arbeitsplatzsicherheit als vielmehr auf die 
Beschäftigungssicherheit fokussieren. Die Dynamisierung zwischen den unterschiedlichen 
Phasen wirft außerdem die Frage nach der Finanzierbarkeit der sozialen Absicherung auf. Ein 
Sozialschutzsystem, das traditionell auf relativ stabilen Beschäftigungs- und Erwerbsformen 
aufbaut, dürfte in einem solchen Umfeld vor eine große Herausforderung gestellt werden, 
insbesondere was das Verhältnis zwischen beitragsfinanzierten und steuerfinanzierten 
Komponenten anbelangt.  
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Abbildung 4: Übergangsarbeitsmärkte 
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Stellenwert von flexicurity auf EU-Ebene 

Wilthagen — Tros (2004) geben einen umfassenden Überblick über die Entstehung der Ver-
knüpfung zwischen Flexibilität und sozialer Absicherung auf EU-Ebene und in den Mitglieds-
staaten. Beginnend 1993 mit dem Weißbuch über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Be-
schäftigung (Europäische Kommission, 1993), widmete sich 1997 das Grünbuch der EU-Kom-
mission zum Thema "Eine neue Arbeitsorganisation im Geiste der Partnerschaft" (Europäische 
Kommission, 1997) der Idee der Sozialpartnerschaft und Verknüpfung zwischen Flexibilität und 
sozialer Absicherung. Darüber hinaus wurden sie auf zahlreichen EU-Ratstreffen, insbesondere 
im Rahmen der Lissabonstrategie und Europäischen Beschäftigungsstrategie diskutiert. Den-
noch gibt es bislang kaum konkrete Instrumente oder EU-Richtlinien zur Einrichtung von flexi-
curity auf nationalstaatlicher Ebene (Bredgaard et al., 2005). Die Vielfalt der Kombinations- 
und Ausgestaltungsmöglichkeiten von Flexibilität und sozialer Absicherung in den Mitglieds-
staaten erscheint zu komplex; die Implementierung auf nationalstaatlicher Ebene10) ist in den 
meisten Fällen das Ergebnis einer historischen Entwicklung. 

Das Dänische Modell als Vorreiter in Sachen flexicurity 

Dänemark als Vorreiter in Sachen flexicurity (OECD, 2004B, Bredgaard et al., 2005), zeigt wie 
es funktioniert: stabiles Wirtschaftswachstum, hohe Erwerbsbeteiligung, Konzentration der Be-
schäftigung auf Klein- und Mittelbetriebe11), geringe Marginalisierung bei geringem Kündi-
gungsschutz, relativ hohe Arbeitslosenersatzraten und aktive Arbeitsmarktpolitik mit besond-
erem Fokus auf Rechte und Pflichten in Bezug auf Aus- und Weiterbildung und Vermittlung. 
Damit wählt Dänemark einen Weg zwischen der Flexibilität, wie es die angelsächsischen 

                                                      
10)  Wilthagen — Tros (2004) geben einen Literatur-Überblick über flexicurity in Deutschland, Belgien, Skandinavien 
und mittel- und osteuropäische Staaten.  
11)  Für van Peijpe (1998) begründet sich die hohe Flexibilität und soziale Absicherung aus der vergleichsweise hohen 
Anzahl an Kleinunternehmen in Dänemark. Damit verbunden ist die Bedeutung interner Arbeitsmärkte geringer als in 
anderen Ländern (Madsen, 2002). 
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Wohlfahrtsstaaten praktizieren und dem Sozialschutz skandinavischer Staaten, mit dem Ziel, 
die Konsequenzen aus dem Strukturwandel für die BürgerInnen abzufedern (Madsen, 2002). 
Dänemark schafft hiermit einen Spagat zwischen geringer Arbeitsplatzsicherheit und guter 
Qualität an Arbeitsplätzen und hoher Beschäftigungssicherheit (Auer, 2005) (Abbildung 5). 

Das dänische Vorzeigemodell der Kombination numerischer Flexibilität, sozialer Absicherung 
und Beschäftigungssicherheit baut allerdings auf keiner in sich geschlossenen Strategie auf, 
sondern ist das Produkt einer langen historischen und institutionellen Entwicklung und Resultat 
einer Vielzahl sozialer Kompromisse (Bredgaard et al., 2005, Bogedan, 2005). Aufgrund der un-
terschiedlichen institutionellen und legislativen Rahmenbedingungen in den EU-Mitgliedsstaa-
ten kann das dänische flexicurity-Modell zwar als good-practice Beispiel mit ableitbaren les-
sons learned für andere Staaten dienen, nicht aber als konkretes Maßnahmenpaket zur Ver-
knüpfung von Flexibilität und sozialer Absicherung auf nationalstaatlicher Ebene. Algan —
Cahuc (2006) zufolge dürfte sich insbesondere in den kontinentaleuropäischen und südeuro-
päischen Wohlfahrtsstaaten das Verhaltens und die Wertehaltungen der BürgerInnen mit 
dem damit verbundenen subjektiv empfundenen Risiko für die Implementierung des däni-
schen Modells als hinderlich erweisen. 

Abbildung 5: Das dänische flexicurity-Modell 
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Q: Bredgaard et al. (2005). 

Aspekte von flexicurity in ausgewählten EU-Staaten 

Wilthagen et al. (2003) zufolge zeichnen sich beispielsweise Deutschland und Belgien durch 
eine numerische Flexibilität in Form variabler Arbeits- und Betriebszeiten bei gleichzeitiger Ein-
kommenssicherheit aus. Die Einkommenssicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit war 2002 in 
Belgien für einen geringverdienenden allein stehenden Arbeitslosen mit einer Nettoersatzrate 
von 87% EU-weit am höchsten, in Deutschland in Doppelverdienerhaushalten (OECD, 2004A). 
In Deutschland spielt außerdem die Arbeitsplatzsicherheit eine bedeutende Rolle12) (Über-
sicht 1). 

                                                      
12)  Tangian (2004) definiert einen flexicurity-Index für europäische Staaten. 
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Abbildung 6: Arbeitsplatzschutz in der EU13) (2003) 
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Die Niederlande als Staat mit einem stärkeren Fokus auf eine Dienstleistungsökonomie als 
Deutschland und Belgien setzen — genauso wie Dänemark — auf numerische Flexibilität, die 
verstärkt durch variable Beschäftigtenzahlen organisiert wird, und Beschäftigungs- und Ein-
kommenssicherheit. Letztere konzentriert sich insbesondere auf den Niedriglohnbereich. 
Frankreich zeichnet sich durch ein hohes Maß an funktionaler Flexibilität und Arbeitsplatzsi-
cherheit aus, das Vereinigte Königreich14) durch numerische Flexibilität und Beschäftigungssi-
cherheit (Abbildungen 6, 7).  

                                                      
13)  Table 2.A2.4. Summary indicators of the strictness of employment protection legislation (OECD, 2004B). 
14)  Andersen — Etherington (2005) geben einen Überblick über soziale Absicherung und Aktivierung im Vereinigten 
Königreich und Dänemark. 
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Abbildung 7: Durchschnittliche Beschäftigungsdauer in ausgewählten EU-Staaten 
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Q: Köhler et al. , 2004.  
Spanien, als Land mit einem segmentierten Arbeitsmarkt zwischen Insidern und Outsidern, 
setzt auf vergleichsweise hohe sozialer Absicherung und Arbeitsplatzsicherheit für Insider und 
geringe Arbeitsplatzsicherheit für Outsider15). Die Segmentierung des spanischen Arbeitsmark-
tes zeigt sich sehr deutlich am Anteil der befristeten Beschäftigung in Form von Arbeitsverträ-
gen an der Gesamtbeschäftigung; im Jahr 2004 lag dieser Anteil bei 32,5%, gefolgt von 22,7% 
in Polen und 19,8% in Portugal (EU 15: 13,6%, EU 25: 13,7%) (Abbildung 8). 

Abbildung 8: Anteil der Arbeitskräfte mit Zeitverträgen in den EU-Staaten (2004) 

0

5

10

15

20

25

30

35

EE MT IE LU SK UK LT HU BE CZ DK LV AT IT GR DE FR CY NL SE FI SI PT PL ES

In
 %

Q: EUROSTAT.  

                                                      
15)  Näheres hierzu im Vortrag von Madsen im Rahmen des informellen Rates für Beschäftigung und Soziales in Villach 
(20.1.2006). http://www.bmwa.gv.at/NR/rdonlyres/27109C8F-800F-49D2-8ABF-
FE7F90A22FFD/21253/PrsentationMadsenVillach150106.pdf 



–  13  – 

   

Tabelle 1: Netto-Ersatzraten für 6 Typen von Familien in der Anfangsphase von Arbeitslosigkeit 
(2002) 

 
67% des Durchschnittseinkommens 
einer Arbeitskraft in der Produktion 

100% des Durchschnittseinkommens 
einer Arbeitskraft in der Produktion 

150% des Durchschnittseinkommens 
einer Arbeitskraft in der Produktion 

        Kein Kind 2 Kinder Kein Kind 2 Kinder Kein Kind 2 Kinder 
                    1 P AV DV AE AV DV 1 P AV DV AE AV DV 1 P AV DV AE AV DV 
                    In % 
                   AT 55 58 80 75 78 85 55 57 76 71 73 81 55 56 72 65 67 77 
BE 87 77 92 82 77 93 66 58 78 66 61 80 49 43 65 51 47 68 
CZ 50 50 77 55 55 78 50 50 72 54 54 74 50 50 67 54 54 69 
DK 84 90 92 95 96 93 59 66 76 75 76 78 45 51 64 60 60 66 
FI 78 82 82 90 88 87 64 70 77 83 82 81 50 54 67 67 65 71 
FR 80 78 91 91 90 91 71 67 82 76 76 82 70 69 80 69 69 79 
DE 63 61 90 90 83 99 61 54 85 83 78 96 62 51 80 79 71 91 
GR 64 67 75 74 74 77 46 46 62 50 50 62 33 33 50 36 36 50 
HU 61 61 79 71 70 82 44 44 66 55 54 71 34 34 57 45 44 62 
IE 40 62 71 60 68 79 29 45 60 54 55 67 22 32 47 40 40 54 
IT 50 50 77 54 56 81 52 56 71 60 60 76 46 49 63 57 59 67 
LU 84 82 90 90 90 94 85 84 89 89 89 93 87 84 88 92 89 91 
NL 79 88 85 85 89 85 71 74 83 78 78 83 61 63 74 65 64 74 
PL 65 66 74 67 60 79 44 46 61 50 51 64 30 31 47 34 35 50 
PT 85 83 94 85 85 92 78 76 88 76 77 87 83 79 88 80 78 87 
SK 69 72 81 76 77 83 62 65 78 69 72 82 44 46 63 52 54 67 
ES 76 73 88 77 77 89 70 71 83 76 75 87 48 49 66 62 62 75 
SE 82 82 91 92 90 92 81 81 89 90 83 90 58 58 72 69 61 73 
UK 63 63 63 47 48 73 45 45 52 46 46 61 31 31 42 34 34 49 

Q: OECD (2004A). — 1 P ... 1 Person, AV ... AlleinverdienerIn, DV ... DoppelverdienerInnen, AE ... AlleinerzieherIn. — Die 
Berechnung bezieht sich auf die Anfangsphase der Arbeitslosigkeit (nach eventueller Warteperiode). Zusatzleistun-
gen aus der Sozialhilfe bleiben unberücksichtigt. Einkommenssteuern auf die Arbeitslosenleistungen werden auf jähr-
licher Basis ermittelt (monatliche Beträge mal 12), auch wenn die Anspruchsvorausetzungen weniger als 12 Monate 
betragen.  Für verheiratete Ehepaare/AlleinverdienerIn bezieht sich das Durchschnittseinkommen einer Arbeitskraft 
auf eine Person, die zweite Person wird als inaktiv eingestuft, bei DoppelverdienerInnen beläuft sich das zweite Ein-
kommen auf 67% des Durchschnittseinkommens einer Arbeitskraft. Die Kinder sind zwischen 4 und 6 Jahre; kinderbe-
zogene Leistungen bleiben unberücksichtigt (näheres zu den Abgrenzungen findet sich in OECD, 2004A).   

Die Art der flexicurity-Strategie, wie sie in Dänemark praktiziert wird, wirkt sich positiv auf die 
Erwerbsbeteiligung aus (Wilthagen et al., 2003). Im Jahr 2004 war die Beschäftigungsquote 
unter allen EU-Mitgliedsstaaten in Dänemark mit 75,7% am höchsten, gefolgt von den Nie-
derlanden (73,1%) und Schweden (72,1%). Deutschland lag mit 65% an 11. Stelle, Belgien mit 
60,3% an 19. Stelle; Österreich16) nahm mit 67,8% den 7. Platz ein. Auch bei der 
Beschäftigungsquote der Frauen führte Dänemark mit 71,6% vor Schweden (70,5%) und den 
Niederlanden (65,8%). Österreich lag mit 60,7% an 7. Stelle (Abbildungen 9, 10). 

Die Einschränkung des Betrachtungshorizonts der Beschäftigungsquote auf die Altersgruppe 
der 55 bis 64jährigen unterstreicht den Stellenwert des dänischen flexicurity-Ansatzes als eine 
Strategie, die den gesamten Erwerbszyklus umspannt und alle Altersgruppen mit einbezieht. 
Anders als in den Niederlanden, wo 2004 die Beschäftigungsquote der 55 bis 64jährigen im 
Mittelfeld aller 25 EU-Mitgliedsstaaten lag, war sie in Dänemark gemeinsam mit Schweden am 
höchsten. Österreich hatte die dritt niedrigste Beschäftigungsquote älterer Arbeitskräfte nach 
Polen und der Slowakei (Abbildung 11).  

                                                      
16)  2004 gab es infolge der Umstellung der Erhebungsmethode einen Datenreihenbruch in Österreich und Italien. 
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Gleichzeitig schlägt sich die Ausgestaltung des dänischen flexicurity-Ansatzes auf die Ausga-
ben für aktive Arbeitsmarktpolitik nieder. Insgesamt verwendete Dänemark 2003 1,529% des 
BIP für aktive Arbeitsmarktpolitik17), Schweden und Belgien knapp 1%. Alle übrigen alten EU-
Mitgliedsstaaten gaben weniger als 1% des BIP aus (Abbildung 12).  

Abbildung 9: Beschäftigungsquote in den EU-Mitgliedsstaaten (2004) 
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17)  Staatliche Ausgaben für Arbeitsmarktmaßnahmen richten sich gezielt an Arbeitslose, von der Arbeitslosigkeit 
bedrohte Personen und Nichterwerbspersonen, die in den Arbeitsmarkt eintreten möchten. Die vorliegenden 
Ausgaben umfassen die Ausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme mit Bezug zu Aus- und Weiterbildung, 
Arbeitsplatztausch und Job-Sharing, Beschäftigungsanreize, Eingliederung von Behinderten, direkte 
Beschäftigungsbeschaffung und Gründungsinitiativen. Die Ausgaben für passive Arbeitsmarktprogramme wie 
Einkommensunterstützung für Arbeitslose (vorwiegend Arbeitslosenleistungen) und Vorruhestand wurden nicht 
miteingerechnet. 
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Abbildung 10: Beschäftigungsquote der Frauen in den EU-Mitgliedsstaaten (2004) 
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Abbildung 11: Beschäftigungsquote der 55-64jährigen in den EU-Mitgliedsstaaten (2004) 
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Abbildung 12: Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik in den alten EU-Mitgliedsstaaten (2003) 
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Herausforderungen für die Zukunft 

Die Anpassungsfähigkeit des Arbeitsmarktes an die sich ändernden wirtschaftlichen, sozialen 
und demographischen Rahmenbedingungen wird wesentlich von der Überwindung der 
Segmentierung des Arbeitsmarktes und vom Ausmaß der Durchlässigkeit zwischen den ver-
schiedenen Erwerbs- und Lebensformen (Übergangsarbeitsmärkte) bestimmt werden. Das 
Ausmaß der Anpassungsfähigkeit der Arbeitskräfte an die sich ändernden Arbeitsmarktbe-
dingungen wird aber auch von der Neuausrichtung von Betreuungseinrichtungen, öffentli-
cher Infrastruktur und Wohnungsraum getrieben werden. Aufgrund der Komplexität und Viel-
schichtigkeit der Faktoren, die die Anpassungsfähigkeit des Arbeitsmarktes bestimmen, be-
darf es eines unfassenden Ansatzes, in dem alle relevanten Maßnahmen kombiniert werden, 
um sowohl Flexibilität als auch soziale Absicherung künftig zu gewährleisten.  
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